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Beglaubigte Abschrift

VERWALTUNGSGERICHT MINDEN

Beschluss

2 L 450/21

In dem verwaltungsgerichtlichen Verfahren

1. der Frau Ursula Ellermann‚
2. des Herrn Jan Hendrik E|Iermann,
3. des Herrn Stephan Ellermann‚

sämtlich wohnhaft: Klasingstraße 2 a, 33602 Bielefeld,

Antragsteller,

Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte Dr. Geisler und andere, Am Zwinger 2 —

4 , 33602 Bielefeld, Gz.: 1953/21 AK08-AK‚

gegen

die Stadt Bielefeld, vertreten durch den Oberbürgermeister der Stadt Bielefeld, Nie—

derwall 23, 33602 Bielefeld, Gz.: Well/300‚

Antragsgegnerin,

wegen Verkehrsrechts — Abbindung einer Straße

hier: Antrag auf Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes

hat die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts Minden

am 24. September 2021

durch

den Präsidenten des Verwaltungsgerichts Frenzen,

die Richterin am Verwaltungsgericht Kortmann,

den Richter am Verwaltungsgericht Liebnow

beschlossen:



24.09.2021—13:23

A. Die Antragsteller haben ihren ursprünglichen, auf vorbeugenden Rechtsschutz

gerichteten Antrag nach @ 123 Abs. 1 VwGO zulässigemeise analog @ 91 Abs. 1

1 .
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Die aufschiebende Wirkung einer noch zu erhebenden

Klage gegen die durch die Aufstellung von Sperrpfosten
in der Klasingstraße im Übergang zur Obernstraße in

Bielefeld bekannt gemachte verkehrsrechtliche Anord-
nung der Antragsgegnerin vom 27.05.2021 wird ange-
ordnet.

Den Antragstellern wird aufgegeben, innerhalb von zwei

Wochen nach Zustellung dieses Beschlusses gegen die

vorbezeichnete Maßnahme der Antragsgegnerin vor
dem beschiießenden Gericht Klage zu erheben.

Der Antragsgegnerin wird aufgegeben, innerhalb von

zwei Werktagen, nachdem ihr die von den Antragstellern

zu erhebende Klage zugestellt worden ist, die von ihr in

Umsetzung der verkehrsrechtlichen Anordnung vom

27.05.2021 aufgestellten Sperrpfosten in der Klasing-

straße einstweilen bis zu einer Entscheidung in der

Hauptsache zu entfernen.

2. Die Antragsgegnerin trägt die Kosten des Verfahrens.

3. Der Streitwert Wird auf 7.500,00 € festgesetzt.

Gründe:

VwGO dahingehend geändert, dass sie nunmehr beantragen,

1. die aufschiebende Wirkung einer noch zu erhebenden

Klage gegen die verkehrsbehördliche Anordnung der An-

tragsgegnerin in Form der Sperrung der Kiasingstraße

im Übergangsbereich zur Obernstraße in Bielefeld, um-

gesetzt am 05.07.2021, anzuordnen und

die Vollziehung der vorgenannten Anordnung der An-

tragsgegnerin aufzuheben und die Antragsgegnerin zu

verpflichten, der Sperrung der Klasingstraße im Über-

gangsbereich zur Obernstraße in Bielefeld sofort zu ent-

fernen.

s. 323
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Hierbei handelt es sich um eine Antragsänderung infolge einer Sachverhaltsände-

rung (Aufstellung der Sperrpfosten am 05.07.2021) bei gleichbleibendem Antragsziel,

die analog @ 91 Abs. 2 VwGO zulässig ist

- vgl. VG München, Beschluss vom 07.10.2019 — M 22 E
19.4771 —, juris, Rn. 16; zur entsprechenden Anwendbarkeit
des 5 91 VwGO im selbstständigen Beschlussverfahren: OVG
Thüringen, Beschluss vom 18.01.2017 — 1 EO 851/16 —, juris,
Rn. 39; Rennert, in: Eyermann, VwGO, 15. Auflage 2019, 5 91,
Rn. ?, m.w.N. -‚

weil sich die Antragsgegnerin auf die geänderten Anträge eingelassen hat, ohne der

Antragsänderung widersprechen zu haben. Im Übrigen ist die Antragsänderung hier

analog @ 91 Abs. 1 VwGO sachdienlich, weil der bisherige Streitstoff eine verwertba-

re Entscheidungsgrundlage bleibt und die Zulassung die endgültige Beilegung des

Streites fördert und einen neuen Prozess vermeidet.

Vgl. Bamberger, in: Wysk, VwGO, 3. Auflage 2020, 5 91, Rn.
23.

B. Die Anträge haben Erfolg.

I. Der Antrag zu 1. ist zulässig und begründet.

a) Der Antrag ist gemäß @ 80 Abs. 5 VwGO statthaft, denn in der Hauptsache ist ge-

gen die getroffene Maßnahme die Anfechtungsklage (@ 42 Abs. 1 VwGO) der statt-

hafte Rechtsbehelf. Bei der durch die Aufstellung der Sperrpfosten bekannt gegebe-

nen verkehrsregelnden Anordnung der Antragsgegnerin vom 27.05.2021 handelt es

sich um eine Allgemeinverfügung nach 535 S. 2 VWVfG NRW, die - nachdem ein

Widerspruchsverfahren gemäß 5 110 Abs. 1 Satz 1 JustG NRW entbehrlich ist - un-

mittelbar mit der Anfechtungsklage angefochten werden kann.

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 22.10.2003 — 8 B 468/03 —, ju-

ris, Rn. 2, m.w.N.; VG Frankfurt, Beschluss vom 15.02.2021 —

12 L 2888/20F —, juris, Rn. 20; VG Düsseldorf, Beschluss vom

12.07.2007 —6 L 150/07 —, juris, Rn. 5; VG Köln, Urteil vom

13.09.2002 — 11 K5176/01 —‚ juris, Rn. 8.
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Die Anordnung zur Aufstellung der Sperrpfosten ist darauf gerichtet, eine konkrete

örtliche Verkehrssituation zu regeln, indem sie die durchgängige Befahrbarkeit der

Klasingstraße für den Kraftfahrzeugverkehr beseitigt.

Die Bekanntgabe der verkehrsregelnden Anordnung erfolgt durch Aufstellung der

Sperrpfosten (& 41 Abs. 3 VWVfG NRW). Ein (rot-weiß gestreifier) Sperrpfosten ist

eine Verkehrseinrichtung gemäß @ 43 Abs. 1 StVO.

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 22.10.2003 — 8 B 468/03 —‚ ju—

ris, Rn. 4; Lafontaine in: Freymann/Wellner, jurisPK-

Straßenverkehrsrecht, 1. Auflage, @ 43 StVO, Rn. 20 (Stand:

30.08.2021), m.w.N.; die Eigenschaft eines Sperrpfostens als

Verkehrseinrichtung i.S.d. @ 43 Abs. 1 StVO verneinend: VG

Koblenz, Urteil vom 22.02.2010— 4 K 774/09.K0 —‚ juris, Rn.

39; VG Bremen, Urteil vom 01.09.2016 —— 5 K 2508/15 — juris,

Rn. 21.

Regelungen von Verkehrseinrichtungen gehen den allgemeinen Verkehrsregeln vor

(@ 43 Abs. 2 StVO); ihnen kann ein ähnlicher Regelungsgehalt wie Verkehrszeichen

zukommen (@ 45 Abs. 2 S. 4, Abs. 4, Haibsatz 1 StVO).

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 22.10.2003 — 8 B 468/03 —‚ ju-

ris, Rn. 4.

Solche Verwaltungsakte sind in entsprechender Anwendung von 5 80 Abs. 2 S. 1 Nr.

2 VwGO sofort voiiziehbar, da sie unaufschiebbaren Anordnungen und Maßnahmen

von Polizeibeamten gleichstehen.

Vgl. BVerwG, Urteil vom 21.08.2003 — 3 C 15.03 -‚ juris, Rn.

19; OVG NRW, Beschluss vom 22.10.2003 — 8 B 468/03 —, ju-

ris, Rn. 5; VG Frankfurt, Beschluss vom 15.02.2021 — 12 L

2888/20.F —‚ juris, Rn. 20.

Die erforderliche Antragsbefugnis derAntragsteiler für ihr Anordnungsbegehren (@ 42

Abs. 2 VwGO analog) liegt vor. Gegenüber einer Verkehrsbeschränkung können

Verkehrsteilnehmer und Aniieger als Verletzung eigener Rechte geltend machen, die

rechtssatzmäßigen Voraussetzungen der auch sie treffenden Regelung lägen nicht

vor oder aber ihre eigenen Belange seien bei der behördlichen Ermessensausübung
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rechtsfehierhafl mit den für die Anordnung sprechenden Belangen abgewogen wor-

den.

Vgl. BVEWVG,UI'1e1|V0m 27.01.1993 — 11 C 35.92 —‚ juris.

Da dies nicht auszuschließen ist — mehr ist für die Darlegung der Antragsbefugnis

analog @ 42 Abs. 2 VwGO nicht zu fordern, die Frage der tatsächlichen Rechtsverlet-

zung ist eine Frage der Begründetheit —— sind die Antragsteller, die geltend gemacht

haben, die Klasingstraße als Verkehrsteilnehmer zu benutzen, antragsbefugt.

Die weitere Voraussetzung für die Zulässigkeit eines Antrags nach 5 80 Abs. 5

VwGO, dass die » hier noch zu erhebende - Anfechtungsklage nach & 42 Abs. 1 Alt. 1

VwGO in der Hauptsache nicht offensichtlich unzulässig ist, ist ebenfalls erfüllt. Ins-

besondere kann die Anfechtungsklage noch fristgerecht erhoben werden. Die bei

fehlender Rechtsbeheifsbelehrung maßgebliche Klagefrist von einem Jahr nach 5 58

Abs. 2 VwGO kann offensichtlich noch eingehalten werden. Sie beginnt bei der An-

fechtung von Verkehrszeichen für den Verkehrsteilnehmer zu dem Zeitpunkt, an dem

er das erste Mal auf das Verkehrszeichen trifft

- vgl. BVerwG, Urteil vom 23.09.2010 — 3 C 37.09 —‚ juris -‚

hier also frühestens mit Aufstellung der Sperrpfosten am 05.07.2021.

b) Der Antrag zu 1. ist auch begründet. Das Gericht hat für seine Entscheidung nach

@ 80 Abs. 5 S. 1 VwGO eine Ermessensentscheidung zu treffen. Dabei ordnet das

Gericht die aufschiebende Wirkung eines Rechtsbehelfs an, wenn das Interesse des

jeweiligen Antragstellers an der beantragten Aussetzung der Vollziehung das öffent—

liche Interesse an der sofortigen Vollziehung des Vemaltungsaktes überwiegt. Die

dabei vorzunehmende Interessenabwägung hat sich maßgeblich an den Erfolgsaus-

sichten in der Hauptsache zu orientieren. EnNeist sich der angefochtene VenNal-

tungsakt als offensichtlich rechtswidrig, fällt die lnteressenabwägung zu Gunsten des

Antragstellers aus, denn an der sofortigen Voliziehbarkeit rechtswidriger Verwal-

tungsakte kann kein öffentliches Interesse bestehen. Umgekehrt ist der Antrag nach

5 80 Abs. 5 VwGO zurückzuweisen, wenn sich der angefochtene VenNaitungsakt a'ls

rechtmäßig enNeist.
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Nach diesem anzulegenden Maßstab erweist sich der Antrag zu 1. als begründet,

denn die durch die Aufstellung der Sperrpfosten bekannt gegebene verkehrsrechtli-

che Anordnung der Antragsgegnerin vom 27.05.2021 enNeist sich bei der allein mög-

lichen summarischen Prüfung als voraussichtlich rechtswidrig.

Maßgeblich ist insoweit die Rechtslage im Zeitpunkt des Ergehens der gerichtlichen

Entscheidung, denn bei Verkehrszeichen (ebenso bei Verkehrseinrichtungen) han-

delt es sich um VenNaltungsakte mit Dauerwirkung, für deren Rechtmäßigkeit die

Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt der letzten tatsachengerichtlichen Entschei-

dung maßgeblich ist.

Vgl. BVerwG, Beschluss vom 01.09.2017 — 3 B 50.16 —‚ juris,

Rn. 8. »

Dementsprechend ist die StVO in derzuletzt durch Gesetz vom 27.07.2021 (BGBl. I,

S. 3091) geänder1en Fassung zu Grunde zu legen.

aa) Die der Errichtung der Sperrpfosten zu Grunde liegende verkehrsrechtliche An-

ordnung kann nicht auf die von der Antragsgegnerin ausdrücklich herangezogene

Rechtsgrundlage des @ 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 StVO gestützt werden. Nach dieser

Vorschrift kann die Straßenverkehrsbehörde die Benutzung bestimmter Straßen oder

Straßenstrecken zur Erforschung des Unfallgeschehens, des Verkehrsverhaltens,

der Verkehrsabläufe sowie zur Erprobung geplanter verkehrssichernder oder ver-

kehrsregelnder Maßnahmen den Verkehr beschränken oder verbieten und den Ver-

kehr umleiten. Die Vorschrift beinhaltet somit zwei Alternativen, wobei die Antrags-

gegnerin sich ausdrücklich auf die zweite Alternative der Vorschrift („zur Erprobung

geplanter verkehrssichernder oder verkehrsregelnder Maßnahmen“) gestützt hat.

Ergänzend bestimmt 5 45 Abs. 9 Satz 1 StVO. dass Verkehrszeichen und Verkehrs—

einrichtungen nur dort anzuordnen sind, wo dies aufgrund der besonderen Umstände

zwingend erforderlich ist.

Die Vorschrift des 5 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 6 Halbsatz 2 StVO setzt ebenso wie die stra-

ßenverkehrsrechtiiche Generalklausel des @ 45 Abs. 1 Satz 1 StVO voraus, dass ei-

ne konkrete Gefahr für die Sicherheit oder Ordnung des Straßenverkehrs vorliegt.
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Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 22.10.2003 — 8 B 468/03 —‚ ju—
ris, Rn. 12; Bay. VGH, Beschluss vom 26.02.2015— 11 28
14.2491 —‚ juris, Rn. 20; König, in: Hentschel/König/Dauer,
Straßenverkehrsrecht, 46. Auflage 2021, @ 45 StVO, Rn. 32;
aA. wohl Hess. VGH, Beschluss vom 19. Oktober 1992 — 2 TH
246/92 —‚ juris, Rn. 53.

Nichts anderes folgt aus der Vorschrift des 545 Abs. 9 Satz4 Nr. 7 StVO. Diese

Vorschrift entbindet im Fall von Erprobungsmaßnahmen nach 5 45 Abs. 1 S. 2 Nr. 6

Halbsatz 2 StVO zwar von der Voraussetzung des @ 45 Abs. 9 Satz 3 StVO, wonach

Beschränkungen und Verbote des fließenden Verkehrs nur angeordnet werden dür-

fen, wenn aufgrund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage be—

steht, die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung der in den vorstehenden Ab-

sätzen genannten Rechtsgüter erheblich übersteigt. Auch wenn eine qualifizierte Ge-

fahrenlage nicht erforderlich ist, bleibt für solche Erprobungsmaßnahmen aber die

Vorschrifi des 5 45 Abs. 9 S. 1 StVO weiter einschlägig.

Auch nach der am 28.04.2020 in Kraft getretenen StVO-Noveile (Vierundfünfzigste

Verordnung zur Änderung der straßenverkehrsrechtlichen Vorschriften vom 20.04.

2020 — BGBl. 2020 |, 3.814) ist gemäß 5 45 Abs. 1 Sätze 1 und 2 Nr. 6, Abs. 9 Sät-

ze 1 und 4 Nr. 7 StVO tatbestandliche Voraussetzung für einen Verkehrsversuch

weiterhin eine konkrete Gefahrenlage. Die Änderungsverordnung sieht in Art. 1

Nr 14 lit. b unter anderem vor, dass „Erprobungsmaßnahmen nach Absatz 1 Satz 2

Nr. 6 zweiter Halbsatz“ als Nr. 7 in 5 45 Abs. 9 Satz 4 StVO aufgenommen werden.

Danach bleibt eine konkrete Gefahreniage weiterhin grundlegende tatbestandliche

Voraussetzung für entsprechende Erprobungsmaßnahmen. Dies ergibt sich bereits

aus der systematischen Stellung des @ 45 Abs. 9 Satz 3 StVO. Darin wird lediglich

eine Ausnahme von 945 Abs. 9 Satz3 StVO gemacht, womit insbesondere Be-

schränkungen und Verbote des fließenden Verkehrs nur angeordnet werden dürfen,

wenn auf Grund der besonderen örtlichen Verhältnisse eine Gefahrenlage besteht,

die das allgemeine Risiko einer Beeinträchtigung der in den vorstehenden Absätzen

genannten Rechtsgüter erheblich übersteigt (sog. qualifizierte Gefahrenlage). Eine

Ausnahme von der bereits in @ 45 Abs. 1 Satz1 StVO vorausgesetzten und durch

Abs. 9 Satz1 StVO konkretisierten Gefahrenlage geht damit systematisch gerade

nicht einher. Auch aus der Entstehungsgeschichte heraus ist unter Einbeziehung der

Begründung der 54. Änderungsverordnung ersichtlich, dass lediglich eine Ausnahme
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von der durch 5 45 Abs. 9 Satz 3 StVO grundsätzlich vorausgesetzten qualifizieflen

Gefahrenlage gemacht werden sollte. So ist in der Begründung der Änderungsver-

ordnung ausdrücklich vorgesehen, dass es für „Beschränkungen des fließenden Ver-

kehrs im Rahmen der Erprobung verkehrsregelnder oder -sichernder Maßnahmen

[...] damit nicht mehr des Nachweises und einer aufwendigen Begründung einer be-

sonderen örtlichen Gefahrenlage (nach der Rechtsprechung eine um ca. 2/3 gestei-

gerte Gefahrenlage) für eines der in 545 genannten Rechtsgüter [bedari]“ (BR Drs.

591/19, S. 86). Damit ist klargestellt, dass der gesetzgeberischen lntention folgend

nur von dem Erfordernis der qualifizierten, nicht aber von der bereits in 5 45 Abs. 9

Satz1 StVO geforderten „einfachen“ konkreten Gefahrenlage eine Ausnahme ge-

macht werden soll. Dass die Änderungsverordung den @ 45 Abs. 9 Satz 1 StVO un-

berührt lässt, ergibt sich unter ergänzender Betrachtung der Entstehungsgeschichte

des @ 45 Abs. 9 Satz 4 StVO auch daraus, dass mit Neufassung des 45 Abs. 9 StVO

durch Art. 1 Nr. 4 lit. a der Ersten Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs-

Ordnung vom 30.11.2016 (BGBl. 2016 |, S. 2848) ebenfalls nicht von der konkreten

Gefahrenlage abgesehen wurde. So sollte auch bei den in 5 45 Abs. 9 Satz 4 Nr. 6

StVO benannten sensiblen Einrichtungen kein Automatismus für die Einführung einer

Geschwindigkeitsbeschränkung gelten. Vielmehr sollte lediglich die hohe Hürde für

die streckenbezogene Anordnung von Tempo 30 km/h abgesenkt werden, ohne dass

es eines Nachweises eines erheblich übersteigenden Gefahrbereichs bedarf. ä45

Abs. 9 Satz 1 StVO bleibt ausdrücklich unberührt (BR Brs. 332/16, S. 13f.). Der sys-

tematischen Stellung der neu eingeführten Nr. 7 in @ 45 Abs. 9 Satz 4 StVO folgend,

gilt nichts Abweichendes für die Anordnung von Erprobungsmaßnahmen.

Vgl. VG München, Urteil vom 28.10.2020 — M 23 K 20.2826 —-,

juris, Rn. 13 f.

Dies bedeutet, dass eine Erprobungsmaßnahme zwar angeordnet werden kann, oh-

ne dass die sonst erforderliche besondere Gefahrenlage des 545 Abs. 9 53123

StVO vorliegt, ihre Anordnung aber dort ausscheidet, wo eine „einfache“ Gefahrenla-

ge (vgl. 545 Abs. 1 Satz1 StVO: „aus Gründen der Sicherheit oder Ordnung des

Verkehrs“) nicht vorliegt. Die Anbringung der Verkehrszeichen oder Verkehrseinrich—

tungen muss aufgrund der besonderen Umstände zwingend erforderlich sein (@ 45

Abs. 9 Satz 1 StVO).
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Vgl. VG Frankfurt, Beschluss vom 31.08.2021— 12 L
1802/21 .F —‚ juris, Rn. 16.

Im Hinblick auf die Erforschung und Erprobung verkehrssichernder und verkehrslen-

kender Maßnahmen wird zwar nicht zu fordern sein, dass die hierzu eingesetzte Ver-

suchsmaßnahme als endgültige Regelung rechtmäßig angeordnet werden darf

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 19.12.1995 — 25 B 2750/95 —‚
juris, Rn. 15.

Allerdings dient die Ermächtigung des @ 45 Abs.1 Sat22 Nr. 6 StVO der Zielrich-

tung, mehr Sicherheit im Straßenverkehr zu gewinnen. Erfasst werden sollten also

solche Fälle, in denen nicht die Frage zweifelhaft ist, ob überhaupt eine Gefahr für

die Sicherheit oder Ordnung des Straßenverkehrs vorliegt, sondern solche, in denen

noch geklärt werden muss, welche Maßnahmen zur Abwehr dieser Gefahr geeignet

und erforderlich sind. Es genügt deshalb nicht, dass die Straßenverkehrsbehörde

eine Gefahr nur vermutet und durch den Verkehrsversuch Aufschluss darüber erlan-

gen Will, ob sie tatsächlich gegeben ist. Einen Gefahrerforschungseingriff ermöglicht

@ 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 StVO nicht.

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 19.12.1995 — 25 B 2750/95

—‚ juris, Rn. 7; Bay. VGH, Beschlüsse vom 26.02.2015— 11

ZB 14.2491 —‚ juris, Rn. 20 und vom 07.12.2006 — 11 CS

06.2450 —‚ juris, Rn. 52; VG München, Urteil vom 29.09.2014

— M 23 K 14.3323 —‚ juris, Rn. 36; König, in: Hent-

schel/König/Dauer‚ Straßenverkehrsrecht, 46. Auflage 2021,

5 45 StVO, Rn. 32; Wolf in: FreymannNVellner, jurisPK—

Straßenverkehrsrecht, 1. Auflage, 545 StVO, Rn. 18 (Stand:

04.01 .2021).

Ein bloßer Gefahrenverdacht, d.h. eine Sachlage, in der möglichweise eine Gefahr

vorliegt, deren Feststellung (oder Ausschluss) aber weiterer Untersuchungen bedarf,

reicht deshalb nicht aus.

Vgl. VG München, Beschluss vom 03.09.2020 — M 23 S

202827 —‚ juris, Rn. 24.

Die Durchführung eines Modellversuchs setzt daher vor der verkehrsbehördlichen

Anordnung ein folgerichtiges, systematisches Vorgehen der Straßenbehörde voraus.
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Dies erfordert in der Regel eine sorgfältige Bestandsaufnahme und Bewertung derje-

nigen Umstände, die die als korrekturbedürftig eingeschätzte Situation begründen

und diejenigen verkehrsregelnden Maßnahmen aufzeigen, die geeignet und erforder-

lich sein können, die Situation auf Dauer zu beseitigen oder zu entsohärfen. Erst in

diesem Stadium der Planung verkehrsrechtlicher Regelungen kommt die Durchfüh-

rung eines Verkehrsversuchs als Voraussetzung für eine endgültige Regelung unter

Berücksichtigung der Folgen der veränderten Situation in Betracht. Das verbietet es,

nach dem Prinzip von „Versuch und Irrtum“ im Sinne einer freien, voraussetzungsios

anwendbaren Experimentierklausel verkehrsregelnde Maßnahmen zur Probe zu tref-

fen.

Vgl. OVG des Saarlandes, Beschluss vom 21.05.2002 — 9 W
9/02 —‚ juris, Rn. 24; VG Neustadt (Weinstraße), Beschluss vom

18.02.2011 — 1 L 78/11.NW—‚ juris, Rn. 9; VG München, Urteil
vom 29.09.2014 — M 23 K 14.3323 —‚ juris, Rn. 36.

Eine demnach erforderliche Gefahrenlage (vgl. 5 45 Abs. 1 Satz 1 StVO: „Aus Grün-

den der Sicherheit oder Ordnung des Verkehrs") hat die Antragsgegnerin, die inso-

weit die materielle Beweislast trägt

- vgl. Bay. VGH, Beschlüsse vom 28.12.2020 — 11 ZB 20.2176
—‚ juris, Rn. 22 und vom 29.01.2021 — 11 ZB 20.1020 —‚ juris,

Rn. 24 -‚

nicht ausreichend daréetan.

Für die Darlegung einer Gefahrenlage i.S.d. @ 45 Abs. 1 Satz 1 StVO ist eine konkre-

te Ermittlung und Dokumentation erforderlich.

Vgl. VG Bayreuth, Urteil vom 26. Mai 2020 — B 1 K 18.730 —‚ ju-

ris, Rn. 26, m.w.N.

Die Antragsgegnerin hat jedoch keine Erkenntnisse vorgetragen, aus denen sich ei-

ne bestehende Gefahrenlage in der Klasingstraße ergibt.

Vielmehr sprechen schon die eigenen Ausführungen der Antragsgegnerin gegen das

Vorliegen einer Gefahrenlage. Die Antragsgegnerin hat bekundet, dass die Klasing-
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straße (bisher) eine „unechte“ Einbahnstraße sei Eine Einfahrt von der Klosterstraße

aus sei nicht erlaubt; die Klasingstraße selbst könne aber in beide Richtungen befah-

ren werden. Diese unechte Einbahnstraße bestehe bereits seit 1996; verkehrsge-

fährdende Situationen durch diese Verkehrsregelung seien in all den Jahren nicht

bekannt geworden. Die Klasingstraße sei zudem Bestandteil einer Tempo—BO-Zone.

Die Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen (RASt 06) sähen bei Geschwindigkei-

ten von 40km/h für den maßgebenden Begegnungsfall LKW/PKW in Anliegerstraßen

Verkehrsraumbreiten von min. 5,00m vor. Diese seien vor Ort tatsächlich auch vor-

handen. Selbst an den lokalen Engstellen (wie z.B. an der Außengastronomie „Im

Alten Gässchen") sei die Befahrung mit einem LKW möglich.

Dieser Befund findet Bestätigung durch das Ergebnis einer im Jahre 2013 auf Anre-

gung der Polizei durchgeführten Überprüfung, ob in der Kiasingstraße mittels einer

Beschilderung oder Markierung auf querende Kinder hingewiesen werden sollte. Ei-

ne Gefahreniage konnte dabei nicht festgestellt werden. Im Ergebnis zum durchge-

führten Ortstermin heißt es:

„Die Klasingstraße liegt in einer Tempo-30-Zone. Aufgrund der Enge der
Straße sowie des Straßenbeiages (Kopfsteinpflaster) werden dort nur sehr
geringe Geschwindigkeiten gefahren. Zudem ist die Straße grundsätzlich
nur sehr schwach frequentiert. Ein Gefahrenpotential für querende Kinder
wird daher nicht gesehen. [...]. Eine zwingende verkehrliche Notwendigkeit
für die Anordnung von Verkehrszeichen oder Markierungen, die auf que-
rende Schulkinder hinweisen, ist somit nicht gegeben, sodass eine ent-
sprechende Anordnung weder möglich noch zulässig is

Vor diesem Hintergrund ist die Annahme einer Gefahrenlage durch die Antragsgeg-

nerin nicht schlüssig.

Nichts anderes gilt, wenn man die streitgegenständliche Abbindung der Klasingstra-

ße nicht als isolierte Einzelmaßnahme, sondern in dem Gesamtkontext des Projektes

„altstadt.raum“ betrachtet, mit dern die Antragsgegnerin ein Bündel von verkehriichen

Regelungen (hinsichtlich der einzelnen Maßnahmen wird auf den Beschluss des Ra-

tes der Antragsgegnerin zu TOP 19 in der Sitzung vom 27.05.2021 ve1wiesen) zur

„Verkehrsberuhigung, Steigerung der Aufenthaltsqualität und Erhöhung der allge-

meinen Sicherheit“ im sogenannten „Altstadt-Hufeisen“ (ng zur räumlichen Begren-
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zung dieses Bereichs BI. 27 des Verwaltungsvorgangs (B) der Antragsgegnerin) in

Bielefeid zeitlich befristet erproben möchte.

Denn auch wenn man dieses Maßnahmenbündel als einheitliche Erprobungsmaß-

nahme nach 5 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 StVO qualifiziert, ist nicht dargelegt oder sonst

ersichtlich, dass dieser eine Gefahr i.S.d. @ 45 Abs. 1 Satz 1 StVO zu Grunde liegt.

Dies gilt insbesondere mit Blick auf das angeführte Ziel der Verkehrsberuhigung. Die

Gewährleistung der Leichtigkeit des Verkehrs gehört zur Sicherheit und Ordnung des

Verkehrs, zu deren Schutz @ 45 Abs. 1 StVO die Anordnung von Verkehrsbeschrän-

kungen gestattet. Die Vorschrift des 5 45 Abs, 1 StVO deckt auch Verkehrslen-

kungsmaßnahmen, die dazu dienen, auf den Straßen innerstädtischer Ballungsge-

biete die Flüssigkeit und damit die Leichtigkeit des Verkehrs aufrechtzuerhalten oder

Wiederherzustellen.

Vgl. BVerwG, Urteil vom 25.04.1980— 7 C 19.78 —‚ juris, Rn.

23.

Die Vorschrift ermöglicht daher auch Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung bei sol-

chen Beeinträchtigungen der Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs, die über das

normale und unvermeidliche Maß ständiger Gefahren durch den Kraftfahrzeugver-

kehr hinausgehen. Gerade enge oder Winklige oder besonders verkehrsreiche Stra-

ßen können erhöhte Verkehrsgefahren wahrscheinlich und daher angemessene Ver—

kehrsbeschränkungen erforderlich machen. Zur Erreichung einer unerlässlich gewor-

denen Verkehrsberuhigung kann es erforderlich sein, den Individualverkehr zwecks

Verkehrsverdünnung aus bestimmten Bereichen zu verdrängen und so die Leichtig-

keit des verbliebenen Verkehrs auf diesen Straßen zu erhalten und die Gefährdung

der Fußgänger durch Kraftfahrzeuge wesentlich zu mindern.

Vgl. BVerwG, Urteil vom 25.04.1980— 7 C 19.78—‚ juris, Rn.

24.

Eine übermäßige Beeinträchtigung der Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs auf

einer oder mehreren der in das Projekt „altstadt.raum“ einbezogenen Straßen ist je-

doch weder dargelegt worden noch sonst ersichtlich.
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Konkrete und nachvollziehbare Feststellungen über eine verkehrsmäßige Überlas-

tung einer oder mehrerer der in das Projekt „al'tstadt.raum“ einbezogenen Straßen

hat die Antragsgegnerin nicht getroffen. Aktenkundig sind nur Verkehrsmessungen

betreffend den Kraftfahrzeugverkehr im Knotenpunkt Klosterstraße - Mauerstraße -

Klosterplatz (der in die Klasingsstraße übergeht) am 18. und 20.05.2021 sowie im

Knotenpunkt Obernstraße —Waldhofam 8. und 10.06.2021. Die im Mai 2021 gemes-

senen Werte von täglich 2092 bzw. 2.217 Fahrzeugen im Knotenpunkt Klosterstraße

- Mauerstraße - Klosterplatz und die im Juni 2021 gemessenen Werte von 3.920

bzw. 3.895 Fahrzeugen im Knotenpunkt Obernstraße - Waldhof sind für sich ge-

nommen ohne Aussagekraft. Es drängt sich jedenfalls ohne nähere Erläuterung nicht

ohne weiteres auf, dass die Verkehrsbelastung auch nur auf einer dieser Straßen zu

einer übermäßigen Beeinträchtigung der Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs

führt. Dies gilt auch für die Klasingstraße, für die im Übergang zur Obernstraße am

8.06.2021 insgesamt 934 ein- und ausfahrende Fahrzeuge und am 10.06.2021 ins-

gesamt 885 ein— und ausfahrende Fahrzeuge gemessen wurden; diese Zahlen bilden

die Verkehrsbelastung der Klasingstraße auch zutreffend ab, da eine Einfahrt von

der Klosterstraße aus bisher nicht erlaubt war, der gesamte Verkehr also über die

Obernstraße einfahren musste. Weiteres belastbares Datenmateriai hat die Antrags—

gegnerin nicht vorgelegt.

Soweit die Antragsgegnerin befürchtet, dass infolge der Sperrung der zur „reinen“

Fahrradstraße erklärten Straße Waldhof für den Kraftfahrzeugverkehr insbesondere

der Schüler-Bring- und Abholverkehr der nahe gelegenen Schulen in die Klasing-

straße ausweichen und damit das Verkehrsaufkommen in der Klasingstraße zuneh-

men Wird, ist auch damit keine konkrete Gefahr i.S.d. @ 45 Abs. 1 Satz 1 StVO auf-

gezeigt. Eine konkrete Prognose der Verkehrszunahme infolge einer enNarteten Ver-

kehrsverlagerung, welche die hinreichend sichere Annahme einer künftigen übermä-

ßigen Beeinträchtigung der Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs - etwa durch

die von der Antragsgegnerin befürchtete Häufung von Parkverstößen - oder eine

besondere Gefährdung von Fußgängern, insbesondere von Schülern in der Klasing-

straße rechtfertigen könnte, hat die Antragsgegnerin nicht angestellt. Da die Straße

Waldhof und die Kiasingstraße in gänzlich unterschiedliche Bereiche der Bielefelder

innenstadt führen, erscheint es auch nicht wahrscheinlich, dass sämtliche Verkehrs—

teilnehmer, die die Straße Waldhof nach deren Sperrung für den Kraftfahrzeugver-
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kehr nicht mehr benutzen können, auf die Klasingstraße ausweichen und das dortige

Verkehrsaufkommen erhöhen würden. Insofern können jedenfalls nicht die gesamten

bisher auf der Straße Waldhof und der Obernstraße gemessenen Verkehrsströme

prognostisch dem Verkehrsaufkommen in der Klasingstraße hinzugerechnet werden.

Aber auch der bisher über die Straße Waldhof abgewickelte Schüler—Bring— und Ab—

holverkehr - der schon nicht zahlenmäßig belegt ist - kann jedenfalls nicht in seiner

Gesamtheit auf die Klasingstraße projiziert werden, da jedenfalls für die Schüler der

Klosterschule zwei „Kiss+Ride“-Haltemöglichkeiten (vgl. Bl. 35 W (B)) eingerichtet

wurden, um ein Einfahren in die Klasingstraße überflüssig zu machen. In welchem

Umfang diese bei Offenhaltung der Klasingstraße genutzt oder eben nicht genutzt

Würden, kann nicht mit hinreichender Sicherheit vorhergesagt werden.

Mangels belastbarer Prognosegrundlage bleibt die Annahme der Antragsgegnerin,

dass ohne die vorgenommene Abbindung eine unzumutbare Verkehrsbelastung mit

daraus folgenden Risikopotentialen in der Klasingstraße entstehen würde, ein bloßer

Gefahrenverdacht, der nach dem oben gesagten die Aufstellung der Sperrpfosten

nicht zu rechtfertigen vermag.

Von einer gesicherten Bewertungsgrundlage, die ihrerseits als Basis für die Erpro-

bung geeigneter Maßnahmen im Rahmen des @45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Halbsatz 2

StVO dienen könnte, kann somit hier offensichtlich nicht ausgegangen werden.

Die Erprobung geplanter verkehrssichernder oder verkehrsregelnder Maßnahmen

gemäß @ 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Halbsatz 2 StVO setzt ferner voraus, dass die Dauer

des Verkehrsversuchs dem Erprobungscharakter der Maßnahme entspricht; weiter,

dass das Erprobungsziel konkret bestimmt und die erprobte Maßnahme geeignet

und erforderlich ist, um das angestrebte Ziel zu erreichen, sowie im Rahmenyder

Widmung möglich und dauerhaft rechtlich zulässig Wäre.

Vgl. OVG NRW, Beschlüsse vom 19.12.1995 — 25 B 2750/95 —‚
juris, Rn. 13 und vom 22.10.2003 — 8 B 468/03 —, juris, Rn. 15
ff; Bay. VGH, Beschlüsse vom 28.06.2018— 11 CS 18.964 —‚
juris, Rn. 12; und vom 26.02.2015 — 11 ZB 14.2491 —‚ juris, Rn.
20; VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 26.10.1994 — 5 S

2344/94 —‚ juris Rn. 18.
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Vorliegend hat die Antragsgegnerin schon kein konkretes Erprobungsziel formuliert.

Welche Erkenntnisse sich die Antragsgegnerin durch die Abbindung der Klasingstra-

ße über die Ursachen einer Gefahr i.S.d. @ 45 Abs. 1 Satz 1 StVO oder die geeigne-

ten und erforderlichen Maßnahmen zu deren Abwehr verspricht, erschließt sich nicht.

Soweit die Antragsgegnerin eine künftige Überlastung der Klasingstraße und daraus

resultierende Gefahren befürchtet, ist eine verkehrsrechtliche Anordnung zur Aufstel—

lung von Sperrpfosten als Erprobungsmaßnahme außerdem nicht erforderlich, weil

deren Erfolg auf der Hand liegt. Es versteht sich von selbst und bedarf keiner Erpro-

bung, dass eine Abbindung der Kiasingstraße im Übergang zur Obernstraße die Ver—

lagerung von Verkehrssirömen aus dieser Richtung wirksam unterbindet. Vor diesem

Hintergrund drängt sich der Eindruck auf, dass es der Antragsgegnerin vielmehr da—

rum ging, den enNarteten Folgen der versuchsweisen Einrichtung einer Fahrradstra-

ße auf der Straße Waldhof entgegenzuwirken. Dann läge in der Anordnung zur Auf-

stellung der Sperrpfosten aber eine „endgültige“, wenngleich nach @ 36 Abs. 2 Nr. 1

VWVfG befristete Regelung nach 5 45 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 i.V.m. Abs. 9 Satz 1 und 3

StVO StVO, die aber ebenfalls rechtswidrig wäre (dazu sogleich).

Mangelt es daher an den tatbestandlichen Voraussetzungen zur Durchführung eines

Modellversuchs auf der Grundlage des 545 Abs. 1 Nr. 6 Halbsatz 2 StVO, so ist

auch die Ermessensausübung der Antragsgegnerin, die das Gericht in den Grenzen

des & 114 VwGO zu überprüfen hat, mangels tragfähiger Tatsachen und Bewer-

tungsgrundlage rechtsfehlerhaft.

Vgl. VG Neustadt (Weinstraße), Beschluss vom 18.02.2011 — 1
L 78/11.NW —, juris, Rn.15.

Hinzu kommt, dass bei der Entscheidung über eine verkehrsregelnde Anordnung

nach 5 45 Abs. 1 S. 1 StVO die zuständige Straßenverkehrsbehörde im Rahmen ih-

res pflichtgemäßen Ermessens sowohl die Belange des Straßenverkehrs und der

Verkehrsteilnehmer zu würdigen als auch die Interessen etwa betroffener Aniieger in

Rechnung zu stellen hat.

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 22,10.2003 — 8 B 468/03 —, ju-
ris, Rn. 18; VG Bayreuth, Urteil vom 26.05.2020 — B 1 K
18.730 —‚ juris, Rn. 29.
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Dies gilt auch bereits bei Erprobungsmaßnahmen nach @ 45 Abs. 1 Nr. 6 Halbsatz 2

StVO.

Vgl. VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 26.10.1994 — 5
S 2344/94 —‚ juris, Rn. 21; VG Bayreuth, Urteil vom

26.05.2020 — B 1 K 18.730 —‚ juris, Rn. 29; so wohl auch Bay.
VGH, Beschluss vom 28.06.2018 — 11 CS 18.964 -, juris, Rn.
14.

Die Verkehrsrechtliche Anordnung der Antragsgegnerin vom 27.05.2021 lässt jedoch

nicht erkennen, dass die Auswirkungen der „Probesperrung“ auf die davon betroffe-

nen Anlieger und Verkehrsteiinehmer bei der Entscheidung berücksichtigt und mit

den für die Errichtung der Sperrpfosten sprechenden Belangen abgewogen wurden.

Insofern findet sich in dem Ratsbeschluss vom 27.05.2021, mit dem u.a. die sireitge—

genständliche Maßnahme beschlossen worden ist, nur die Maßgabe, dass die Er-

reichbarkeit der Grundstücke gewährleistet bleiben müsse. Das die Klasingstraße

nunmehr von den Anliegern nur noch in eine Richtung verlassen werden kann und

keinen Durchgangsverkehr mehr ermöglicht, hat aber offenbar keinen Eingang in die

Ermessensentscheidung der Antragsgegnerin gefunden.

Die Ermessensausübung der Antragsgegnerin dürfte ferner deshalb rechtsfehlerhaft

sein, weil sie sich nicht am Zweck der Ermächtigung orientiert (@ 114 Safz 1 VwGO).

Die Antragsgegnerin verfolgt mit der Maßnahme ein außerhalb der straßenverkehrs-

rechtlichen Gefahrenabwehr liegendes Ziel. Das Ob und das Wie der in das Ermes-

sen der Straßenverkehrsbehörde gestellten Anordnung von Verkehrsbeschränkun-

gen ist an der ermessenseröffnenden Norm des @ 45 Abs. 1 StVO zu messen. Die in

@ 45 Abs. 1 Satz 1 StVO enthaltene Formdlierung "aus Gründen der Sicherheit oder

Ordnung des Verkehrs" bezeichnet nicht nur eine rechtssatzmäßige Voraussetzung

für die Anordnung von Verkehrsbeschränkungen, sondern gibt zugleich den Zweck

des Ermessens normativ vor. Die Ermächtigung dient der Beseitigung oder Minde-

rung konkreter Gefahren für die Sicherheit oder Ordnung des Straßenverkehrs.

Vgl. OVG Bremen, Beschluss vom 10.11.1998 — 1 BA 20/97 —,

juris, Rn. 42.

Entsprechendes gilt für @ 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Halbsatz 2 StVO. Maßnahmen nach

dieser Vorschrift müssen daher von der Absicht getragen sein, verkehrsregelnde o-
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der verkehrssichernde Maßnahmen zum Zwecke der Gefahrenabwehr zu erproben.

Die Antragsgegnerin hat nicht zu diesem Zweck gehandelt, sondern das verkehrs-

rechtliche Instrumentarium in Dienst genommen für einen außerhalb der Gefahren-

abwehr liegenden Zweck. Denn laut Begründung zum Ergänzungsantrag der Frakti-

on Bündnis 90/Die Grünen (Drucksache 1477/2020—2025) erfolgte die Einbeziehung

der Kiasingstraße in das Projekt „altstadt.raum“ und deren Abbindung „um die Auf— '

enthaltsqualität noch zu erweitern" und damit gerade nicht zur Erprobung von Maß-

nahmen zur Abwehr einer konkreten Gefahr. Die Zielsetzung des Projektes „alt-

stadt.raum"‚ die allgemeine Sicherheit zu erhöhen, genügt in seiner Pauschalität

nicht, um ein Handeln anlässlich einer festgestellten konkreten straßenverkehrsbe-

zogenen Gefahr zu belegen. Dass dem letztendlich gefassten Ratsbeschluss dar-

über hinausgehende, gefahrenbezogene EnNägungen zu Grunde lagen, ist nicht er-

sichtlich.

Gründe der Gefahrenabwehr haben somit ursprünglich keine Rolle gespielt und sind

erst im Laufe des Verfahren durch den Oberbürgermeisier der Antragsgegnerin

nachgeschobenen worden. Gleiches gilt für Erwägungen zu den Auswirkungen der

„Probesperrung“ auf die Aniieger und Verkehrsteilnehmer. Diese nachträglich ange—

stellten Ermessenserwägungen sind aber bereits deshalb nicht nach 5 114 Satz 2

VwGO berücksichtigungsfähig, weil die verkehrsrechtiiche Anordnung von einem

Kollegialorgan, dem Rai der Antragsgegnerin, erlassen wurde und nicht ersichtlich

ist, dass die ergänzten Ermessenserwägungen auf dessen Entscheidung beruhen.

Vgl. Rennert, in: Eyermann, VwGO, 15. Auflage 2019, 5114
VwGO, Rn. 90, vgl. auch VG Berlin, Beschluss vom 29.07.1998
— 27 A 23.98 —‚ juris zum Nachschieben von Ermessenserwä—
gungen durch den Direktor einer Medienanstalt bei Erlass des
Verwaltungsakts durch den Medienrat als Kollegialorgan; VG
Sigmaringen, Urteil vom 16.10.2013 — 1 K 4293/12—‚ juris, Rn.
40 zum Nachschieben von Ermessenserwägungen durch den
Geschäftsführer eines Versorgungswerks bei Erlass des Ver-
waltungsakts durch dessen Vorstand als Kollegialorgan.

bb) Eine Umdeutung (@ 47 VWVfG NRW) beziehungsweise ein Austausch der Er—

mächtigungsgrundlage führt nicht zur Rechtmäßigkeit der streitgegenständlichen

Maßnahme.
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(1) Auf der Grundlage von @ 45 Abs. 1 Satz 1 iVm. Abs. 9 Satz 1 und 3 StVO kann

die streitgegenständliche Maßnahme nicht aufrechterhalten werden, da die von 5 45

Abs. 9 Satz 3 StVO im Falle einer - hier vorliegenden - Verkehrsbeschränkung gefor—

derte qualifizierte Gefahrenlage nach dem oben Gesagten erst Recht nicht vorliegt.

im Übrigen wäre auch eine endgültige Maßnahme nach @ 45 Abs. 1 S. 1 StVO nach

dem oben Ausgeführten ermessensfehlerhaft.

(2) @ 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Halbsatz 1 StVO bietet ebenfalls keine tragfähige Grund-

lage für die streitgegenständliche Maßnahme, da auch diese Vorschrift eine konkrete

Gefahr i.S.d. @ 45 Abs. 1 Satz 1 StVO voraussetzt

- vgl. OVG NRW, Beschluss vom 19.12.1995 — 25 B 2750/95 —‚

juris -

und im Falle einer Verkehrsbeschränkung sogar eine qualifizierte Gefahr nach 5 45

Abs. 9 Satz 3 StVO verlangt, da 5 45 Abs. 9 Satz 4 Nr. 7 StVO ausdrücklich nur in

den Fällen des @ 45 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 Halbsatz 2 StVO von dieser Tatbestandsvo-

raussetzung befreit.

(3) Schließlich lässt sich die streitgegensiändiiche Maßnahme - auch nicht als Teil—

maßnahme des Projektes „aitstadt.raum“ - nicht auf @ 45 Abs. 1b Satz 1 Nr. 5 Alt. 2

StVO stützen. Danach treffen die Straßenverkehrsbehörden auch die notwendigen

Anordnungen zur Unterstützung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung.

Diese Vorschrift ist hier bereist deshalb nicht einschlägig, weil ein Verkehrsverbot zur

Unterstützung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung sich nur dann auf diese

Vorschrift gründen lässt, wenn seine Dauerhaftigkeit angestrebt wird.

Vgl. VGH Baden-Württemberg, Beschluss vom 26.10.1994 — 5
S 2344/94 —, juris, Rn. 17.

Hier erfolgen jedoch die streitgegenständiiche Verkehrsbeschränkung wie auch die

übrigen Maßnahmen im Rahmen des Projektes „altstadt.raum“ nach dern erklärten

\Mllen der Antragsgegnerin zu Testzwecken.
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Davon abgesehen, dürften auch die tatbestandlichen Voraussetzungen des 545

Abs. 1b Satz 1 Nr. 5 Alt. 2 StVO nicht vorliegen.

Der Begriff der geordneten städtebaulichen Entwicklung ist - aufgrund der Stellung-

nahme des Bundesrats im Gesetzgebungsverfahren (BT-Drs. 8/3150, S. 17 zu

Nr. 15) - bewusst und in Anlehnung an das Bundesbaugesetz (jetzt Baugesetzbuch)

gewählt worden (vgl. etwa 51 Abs. 3, @ 20 Abs.1 Nr. 3, 531 Abs. 2 Nr. 2, 534

Abs. 4 Satz 2 BauGB). Er gehört - wie die Bauleitplanung - zur Planungshoheit der

Gemeinde und erfasst solche Planungen, die zwar nicht Bestandteil wirksamer Bau-

leitpläne (Flächennutzungspläne oder Bebauungspläne) sein müssen, aber bereits

hinreichend konkrete Konzepte der Gemeinde enthalten, mit denen sie in eigener

Zuständigkeit die städtebauliche Entwicklung auch durch verkehrliche Maßnahmen

verändern und verbessern Will.

‚Verkehrliche Maßnahmen zur Unterstützung einer geordneten städtebaulichen Ent-

wicklung setzen voraus, dass ein siädtebauiiches Verkehrskonzept bereits vorhan-

den ist. Erst und nur dann kann die straßenverkehrsrechtiiche Anordnung ihre inso-

weit dienende Funktion entfalten. Welche inhaltlichen und verfahrensmäßigen Anfor-

derungen an ein solches kommunales Verkehrskonzept zu stellen sind, hat das Bun-

desverwaltungsgericht bisher nicht abschließend entschieden. Es hat aber gewisse

Mindestanforderungen formuliert. Danach muss das Verkehrskonzept jedenfalls —

erstens —- hinreichend konkret die verkehrsmäßigen Planungen in einem bestimmten

räumlichen Bereich darstellen, die aus Gründen der geordneten städtebaulichen

Entwicklung für erforderlich oder zweckmäßig gehalten werden. Das städtebauliche

Verkehrskonzept muss — zweitens — von den für die Willensbildung in der Gemeinde

zuständigen Organen beschlossen worden sein. Soweit es die Veränderung von

Verkehrsstraßen und -strömen zum inhalt hat, muss es — drittens — den Erfordernis—

sen pianerischer Abwägung genügen und insbesondere dariegen, weshalb bestimm-

te Straßen(züge) entlastet und welche neuen Straßen(züge) in für dortige Anwohner

zumutbarer Weise belastet werden sollen und können.

Vgi BVerwG, Urteil vom 20.04.1994 —11 C 17.93 —‚ juris, Rn.
19, 22; Bay. VGH, Ultra" vom 21.02.2011 - 11 B 09.3032 -, juris,
Rn. 36.
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Ein - hinreichend konkretisiertes — städtebauliches Verkehrskonzept, aus dem sich

ergibt, welche verkehrlichen Maßnahmen in einem bestimmten räumlichen Bereich

gerade aus Gründen der geordneten städtebaulichen Entwicklung für erforderlich

oder zweckmäßig gehalten werden und welche Gesichtspunkte der planerischen

Abwägung insoweit zugrunde lagen, hat die Antragsgegnerin bislang nicht erstellt.

Das Projekt „altstadt.raum“ - so es überhaupt als städtebauliches Konzept verstan-

den werden soll - genügt den dargestellten Anforderungen nicht. Es wäre mindestens

zu fordern gewesen, belastbare Verkehrszählungen durchzuführen, die Aufschluss

über die Verkehrsbelastung im räumlichen Bereich des Projektes „altstadt.raum“ ge—

ben könnten. Ausgehend hiervon hätte eine Auseinandersetzung damit erfolgen

müssen, ob die Verkehrsbelastung mit den planerischen - vor allem bauleitplaneri-

schen - Zielen der Antragsgegnerin (noch) im Einklang steht. Dies ist nicht gesche-

hen. Es hätten zudem Ermittlungen auf belastbarer Tatsachenbasis dazu angestellt

werden müssen, welche Straßenzüge den durch verschiedene Maßnahmen aus dern

„Altstadt—Hufeisen“ verdrängten Verkehr aufnehmen sollen und ob diese Verkehrszu-

nahme den dortigen Anwohnern zumutbar ist. Die Mutmaßungen einzelner Ratsmit-

glieder über mögliche alternative Verkehrsführungen reichen hierfür nicht aus.

II. Da somit dem Antrag der Antragsteller nach @ 80 Abs. 5 S. 1 VwGO zu entspre-

chen war, steht den Antragstellern auch der nach @ 80 Abs. 5 S. 3 VwGO weiter gel—

tend gemachte Anspruch auf Beseitigung der bereits eingetretenen Vollzugsfolgen

für den Fall zu, dass sie gegen die Maßnahme der Antragsgegnerin entsprechend

der ihnen gemäß @ 80 Abs. 5 S. 4 VwGO erteilten Auflage Klage erheben.

Vgl. VG Düsseldorf, Beschluss vom 28.06.2018 — 15 L
1022/18 —‚ juris, Rn. 50.

Für diesen Fall war die Antragsgegnerin nach g80 Abs. 5 3.3 VwGO zur Beseiti-

gung der Sperrpfosten zu verpflichten, weil nur so effektiver Rechtsschutz gegen die

verkehrsbehördliche Maßnahme derAntragsgegnerin erreicht werden kann.

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 22.10.2003 — 8 B 468/03 —, ju—
rsi, Rn. 22; Hess. VGH, Beschluss vom 12.11.1992 — 2 TG
1527/92, juris; VG Frankfurt, Beschluss vom 15.02.2021 — 12 L

2888/20.F —‚ juris, Rn. 31.
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C. Die Kostenentscheidung beruht aufä 154 Abs. 1 VwGO.

Die Streitwertfestsetzung beruht auf && 52 Abs. 2, 53 Abs. 2 Nr. 2 GKG. Da es sich

um insgesamt drei Antragsteller handelt, die ihr Begehren nicht als Rechtsgemein-

schaft verfolgen, ist entsprechend 5 5 ZPO für jeden der Antragsteller der Auf-

fangstreitwert nach @52 Abs. 2 GKG anzusetzen und der so ermittelte Wert ange-

sichts des Umstandes, dass nur eine vorläufige Entscheidung in Streit steht, auf die

Hälfte zu reduzieren.

Vgl. OVG NRW, Beschluss vom 06.03.2001 — 11 E 854/00 —,
juris, Rn. 10; OVG Schleswig-Holstein, Beschluss vom
23.03.2017— 1 0 1/17—, juris, Rn. 8; VG Frankfurt, Beschluss
vom 31.08.2021 — 12 L 1802/21 .F —, juris, Rn. 20.

Rechtsmittelbeiehrung:

Gegen den Beschluss zu 1. kann innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe der
Entscheidung bei dem Verwaltungsgerioht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder
Postfach 32 40, 32389 Minden) schriftlich oder durch Übertragung eines elektroni-
schen Dokuments nach Maßgabe des 5 55a der Vemaitungsgerichtsordnung —
VwGO — und der Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elekt-
ronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfaoh
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung — ERVV) Beschwerde eingelegt werden,
über die das Obervemaltungsgerioht für das Land Nordrhein-Westfaien in Münster
entscheidet. Die Beschwerdefrist ist auch gewahrt, wenn die Beschwerde innerhalb

der Frist eingeht bei dem Obervemaltungsgericht für das Land Nordrhein—Westfalen,
Aegidiikirchplatz 5, 48143 Münster oder Postfach 6309, 48033 Münster. Die Be-
schwerde ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe der Entscheidung zu be-
gründen. Die Begründung ist, sofern sie nicht bereits mit der Beschwerde vorgelegt
worden ist, bei dem Obervemaltungsgericht schrifllich oder als elektronisches Do—
kument nach Maßgabe des 5 553 VwGO und der ERW einzureichen. Sie muss ei-
nen bestimmten Antrag enthalten, die Gründe darlegen, aus denen die Entscheidung
abzuändern oder aufzuheben ist, undsich mit der angefochtenen Entscheidung aus-
einander setzen.

Die Beschwerde ist einzulegen und zu begründen durch einen Rechtsanwalt oder
einen Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines
Mitgliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkom—
mens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, der die Befähigung
zum Richteramt besitzt, oder eine diesen gleichgestellte Person als Bevollmächtig-
ten. Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der
von ihnen zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse können
sich auch durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Be—

schäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oderjuristischer Perso-
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nen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentli-
chen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. Auf die besonderen
Regelungen in 5 67 Abs. 4 Sätze 7 und 8 VwGO wird hingewiesen.

Der Beschluss zu 2. ist nicht selbstständig anfechtbar.

Gegen den Beschluss zu 3. kann innerhalb von sechs Monaten, nachdem diese Ent—
scheidung Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich andewveitig erledigt hat, bei
dem Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 32 40,
32389 Minden) schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäfts-
stelle oder durch Übertragung eines elektronischen Dokuments nach Maßgabe des 5
5521 VwGO und der ERVV Beschwerde eingelegt werden, über die das Oberverwal-
tungsgericht für das Land Nordrhein-Westfalen in Münster entscheidet, falls das Ver-
waitungsgericht ihr nicht abhilft. Hierfür besteht kein Vertretungszwang. Ist der
Streitwert später als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, kann die
Beschwerde innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mitteilung des
Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn
der Wert des Beschwerdegegenstandes zweihundert Euro übersteigt. Die Be-

schwerde findet auch statt, wenn sie das Gericht, das die Entscheidung erlassen hat,
wegen der grundsätzlichen Bedeutung der zur Entscheidung stehenden Frage zu-

lässt.

Frenzen Kortmann Liebnow

Begieubigt

Urkundsbeamter/in
der Geschäftsstelle des
Verwaltungsgerichts Minden

 


